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EUropa im Blick

Nach dem Scheitern der Regierungskonferenz - Europa, was nun?
Der EU-Verfassungsvertrag liegt vorerst auf Eis. Die Staats-
und Regierungschefs der EU konnten sich bei ihrem Treffen
am 12./13. Dezember in Brüssel nicht einigen. Hauptstreit-
punkt: die Stimmengewichtung im Ministerrat. Nach dem
Verfassungsentwurf sollte die Bevölkerungszahl bei Abstim-
mungen künftig stärker gewichtet werden. Polen und
Spanien sahen darin kleinere EU-Länder benachteiligt und
lehnten ab.

Beschlossen hatten die Staats- und Regierungschefs der
EU die jetzt gescheiterte Regierungskonferenz bereits bei
ihrem Gipfeltreffen in Nizza im Dezember 2000. Sie sollte
2004 einberufen werden und - insbesondere im Hinblick auf
die bevorstehende Erweiterung der EU - Antworten auf
einige zentrale Fragen finden:
- Wie lassen sich die europäischen Verträge vereinfachen?
- Wie können die EU und die Mitgliedstaaten ihre jeweili-

gen Kompetenzen besser voneinander abgrenzen?
- Welchen Status soll die in Nizza verabschiedete Charta der

Grundrechte erhalten?
- Welche Rolle sollen die nationalen Parlamente in der

Architektur Europas spielen?
Zur Vorbereitung der Regierungskonferenz wurde im Februar
2002 ein sog. Konvent zur Zukunft der Europäischen Union
mit dem Auftrag eingesetzt, einen Vorschlag für eine umfas-
sende Reform des europäischen Vertragswerks zu erarbeiten.
Als Ergebnis seiner fast eineinhalbjährigen Beratungen legte
der Konvent im Juni 2003 dem Europäischen Rat in Thessalo-
niki den Entwurf für eine Europäische Verfassung vor.

Aus deutscher Sicht stellte der Verfassungsentwurf einen
ausgewogenen Kompromiss zwischen vielfältigen Interessen
dar. Zugleich hätte er einen wichtigen Schritt hin zu mehr
Demokratie, Transparenz, Effizienz und Subsidiarität in der
EU bedeutet. Bund, Länder und Gemeinden in Deutschland
hätten zudem ihre berechtigten Interessen auf europäischer
Ebene besser wahrnehmen können und für die Bürgerinnen
und Bürger in der EU hätte er mehr Rechtssicherheit und
Klarheit mit sich gebracht.

Der Verfassungsentwurf sah z.B. vor,
- die bislang unverbindliche Charta der Grundrechte in die

europäische Verfassung zu übernehmen und ihr damit
Rechtsverbindlichkeit zu verleihen,

- durch die Zusammenführung der verschiedenen
Gründungsverträge und der weiteren Rechtsquellen, die
Transparenz der rechtlichen Grundlagen der EU deutlich
zu erhöhen,

- mit der Einführung von drei Kompetenzkategorien eine
klarere Zuordnung der Zuständigkeiten zwischen den
verschiedenen politischen Ebenen zu gewährleisten,

- durch die Möglichkeit eines Europäischen Bürgerbegeh-
rens zu einer größeren Bürgernähe zu kommen,

- mit der Ausweitung des Mitentscheidungsverfahrens in
der Gesetzgebung die Rechte des Europäischen Parla-
ments zu stärken und zugleich durch das Zurückdrängen
der Einstimmigkeit im Rat die Effizienz des Entscheidungs-
prozesses in der erweiterten EU zu steigern,

- das Recht auf kommunale Selbstverwaltung in der EU-
Verfassung zu verankern und den nationalen Parlamenten,
d.h. in Deutschland dem Deutschen Bundestag und
Bundesrat aber auch dem Ausschuss der Regionen der EU
im Falle der Verletzung des Subsidiaritätsprinzip ein
Klagerecht beim Europäischen Gerichtshof einzuräumen.

Aber nicht nur von deutscher Seite, auch vom Europäischen
Rat selbst wurde die vom Konvent geleistete Arbeit aus-
drücklich begrüßt und als gute Ausgangsbasis für die nach-
folgende Regierungskonferenz bewertet.

Leider kam es anders
Die Regierungskonferenz, die im Oktober 2003 unter

italienischem Ratsvorsitz begann und in der Folge zu fast
zehn Verhandlungsrunden auf Ebene der Staats- und Regie-
rungschefs oder der Außenminister der EU zusammen kam,
musste beim Europäischen Rat in Brüssel am 12./13. Dezem-
ber 2003 ihr Scheitern feststellen. Trotz intensiver Bemühun-
gen war es nicht gelungen, sich auf einen Verfassungstext zu
einigen, der von allen Mitgliedstaaten und allen zukünftigen
Beitrittsländern gleichermaßen unterstützt wurde.

Letzendlich schieden sich die Geister vor allem an der
Frage der zukünftigen Stimmengewichtung im Ministerrat
und führten zum ergebnislosen Ende des Verfassungsgipfels:
Gemeinsam mit den meisten anderen Ländern hatte
Deutschland gefordert, dem Vorschlag des Verfassungsent-
wurfs zu folgen, wonach bei Abstimmungen im Rat nicht nur
die Länder gezählt, sondern auch deren Bevölkerungsstärke
berücksichtigt wird. Einer derartigen Regelung, die der Be-
völkerungszahl Deutschlands eher gerecht worden wäre, als
die entsprechenden Festlegungen des Vertrages von Nizza,

Konvent zur Zukunft der EU
Dem Konvent gehörten 105 Mitglieder an: Vertreterinnen
und Vertreter der nationalen Regierungen und Parlamente
(EU-Mitgliedstaaten und Beitrittsländer) sowie des Euro-
päischen Parlaments und der Europäischen Kommission.
Zudem waren der Wirtschafts- und Sozialausschuss der
EU, der Ausschuss der Regionen, die europäischen Sozial-
partner und der Europäische Bürgerbeauftragte durch
insgesamt 13 Beobachterinnen und Beobachter vertreten.

Infos zur EU-Verfassung: www.eiz-niedersachsen.de

http://www.eiz-niedersachsen.de/
http://www.eiz-niedersachsen.de/
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Niedersachsen in Europa

Vertragsverletzungsverfahren in Sachen
„VW-Gesetz“

standen jedoch Spanien und insbesondere Polen bis zuletzt
ablehnend gegenüber.

Wie wird es nun weitergehen?
Der ursprüngliche Zeitplan, nach dem das Dokument

möglichst rasch nach dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten
am 1. Mai 2004 unterzeichnet und danach durch die natio-
nalen Parlamente der Mitgliedstaaten ratifiziert werden
sollte, lässt sich nicht mehr einhalten. Auch eine Einigung im
1. Halbjahr 2004 unter irischer Ratspräsidentschaft erscheint
angesichts der im Juni bevorstehenden Europawahl und der
Wahlen in Spanien wenig wahrscheinlich. So dringt denn die
Europäische Kommission auch darauf, die Verfassung wenig-
stens bis Ende 2004 unter Dach und Fach zu bringen.

Es wäre jedenfalls außerordentlich bedauerlich und der
europäischen Integration alles andere als dienlich, wenn sich
- wie zum Teil bereits angedeutet - eine Reihe von Mitglied-
staaten nun genötigt sähe, den Weg eines „Europas der zwei
Geschwindigkeiten” einschlagen zu müssen. Es ist vielmehr
zu hoffen, dass die Vernunft möglichst bald an den Verhand-
lungstisch zurückkehrt und in absehbarer Zeit doch noch ein
für alle Beteiligten akzeptables Ergebnis erzielt wird.
Gerd Blume, Niedersächsische Staatskanzlei

Gewährt das VW-Gesetz dem Land Niedersachsen als An-
teilseigner eine Sonderstellung? Und sind dadurch die Bin-
nenmarktfreiheiten innerhalb der EU behindert? Das über-
prüft die Generaldirektion Binnenmarkt der EU-Kommission
seit Anfang 2003 aufgrund einer Beschwerde. Als beschrän-
kende Regelungen könnten Vorschriften des VW-Gesetzes
angesehen werden, wenn und soweit sie ausländische Inves-
toren in ihrem Engagement bei VW behindern, d.h. gegen-
über inländischen Investoren benachteiligen.

Die EU-Kommission hat mit einem sog. Aufforderungs-
schreiben am 19. März 2003 das Vertragsverletzungsver-
fahren eingeleitet. Sie sieht insbesondere in folgenden Rege-
lungen einen Verstoß gegen EU-Recht: in der 20-prozentigen
Sperrminorität, im 20-prozentigen Höchststimmrecht und in
den beiden Entsende-Mandaten des Landes in den Aufsichts-
rat. Die Bundesregierung hat hierzu in einer ausführlichen
Mitteilung vom 20. Juni, an der die Landesregierung maß-
geblich mitgewirkt hat, Stellung genommen. Zusätzlich hat
Ministerpräsident Wulff in einer Stellungnahme vom 30.
September das Vorbringen der Kommission zurückgewiesen.

Von deutscher Seite wird dabei darauf hingewiesen,
dass es Ziel des seit über 40 Jahren nahezu unverändert
geltenden VW-Gesetzes war, einen Interessenausgleich zur
Regelung des Eigentums am Unternehmen VW zu schaffen.
Zur Befriedigung der berechtigten Interessen von Arbeitneh-
mern, Gewerkschaften und VW-Sparern sowie zur Verhinde-
rung eines maßgeblichen Einflusses des Staates auf VW
wurde mit den Regelungen des VW-Gesetzes ein Macht-
gleichgewicht hergestellt zwischen Aktionären, Arbeitneh-
mern und dem Staat sowie eine Dominanz eines Großaktio-
närs ausgeschlossen. Der komplizierte Interessenausgleich
erfolgte durch Vorschriften zur Regelung eines Höchst-
stimmrechts, einer Sperrminorität und von Entsenderechten

in den Aufsichtsrat sowie durch die Aktienaufteilung und
durch die Ausgabe von „Volksaktien“ zur Beteiligung der
Bevölkerung am Produktivvermögen. Diese Ausgestaltung
beinhaltet keine Diskriminierung, sondern vielmehr die
Gleichbehandlung aller Aktionäre. Die Regelungen im VW-
Gesetz stehen auch nicht im Widerspruch zu Vorschriften im
deutschen oder europäischen Gesellschaftsrecht. Die Kom-
mission wird in Kürze über den weiteren Fortgang des Ver-
fahrens entscheiden.
Herbert Seifert, Niedersächsische Staatskanzlei

EUTeens

Nachwuchsjournalisten schauen in Brüssel
hinter die Kulissen
„Sie sollen Europa ja nicht lieben, aber es sollte Ihnen nicht
gleichgültig sein!” Der Satz klang den niedersächsischen
Nachwuchsjournalistinnen und -journalisten noch lange im
Ohr. In den vergangenen Herbstferien informierten sich 20
junge Leute aus Niedersachsen für drei Tage über die Arbeit
der Europäischen Union in Brüssel. Eingeladen hatten die
Europäische Kommission, die Niedersächsische Staatskanzlei
und die Junge Presse Niedersachsen (JPN). Das Interesse der
Nachwuchs-Medienmacher an der Reise war riesengroß –
ganz im Gegensatz zum Interesse deutscher Medien am
Thema Europa. Längst nicht alle, die sich angemeldet hatten,
konnten mitfahren.

Mit einem routiniert organisierten Besuchsprogramm er-
hielten die Gäste in Brüssel Einblick in die Themen und Ar-
beitsbereiche der EU-Kommission. Für Nachfragen blieb aller-
dings wenig Zeit, für Diskussionen noch weniger. Und so
ließen sich kritische Fragen auf die Schnelle kaum entkräften,
dazu ist Europa zu kompliziert. Das neue Schlagwort „Euro-
pa der Bürgerinnen und Bürger” klang dann auch eher wie
eine Beschwörungsformel, weniger als ein Ziel, das in abseh-
barer Zeit erreicht werden kann. Ein weiterer Programm-
punkt: die Arbeit der niedersächsischen Landesvertretung in
Brüssel. Dort erfuhren die Journalistinnen und Journalisten
einiges über das streckenweise gar nicht so einfache Ge-
schäft, die Interessen Niedersachsens in der EU geltend zu
machen.

Am Ende der Reise waren sich die jungen Medienmach-
erinnen und -macher einig: Europa ist interessant, wenn
auch manchmal schwer verständlich. Es mit Leben zu füllen
und eine breite Öffentlichkeit dafür zu interessieren, könnte
Aufgabe der Zukunft sein. Gerade für junge Menschen. Und
wie selbstverständlich drängte sich die Frage auf: Warum gibt
es in Tageszeitungen eigentlich keine Europaseite?

Berichte und Artikel über die Brüssel-Reise im Internet
unter www.eiz-niedersachsen.de/news/2004-01/08c.htm.

Internet-Planspiel: Schülerinnen und Schüler
„beschließen“ EU-Erweiterung
Wie funktioniert das eigentlich mit dem Beitritt von zehn
neuen Ländern zur Europäischen Union? Durch das Internet-
Planspiel „Meet Europe!” blieb kaum eine Frage offen. Elf
niedersächsische Europa-Schulen machten mit bei der Ak-
tion, die das EIZ gemeinsam mit der Friedrich-Ebert-Stiftung
und dem Kultusministerium organisiert hatte. Der Höhe-
punkt: eine Abschlusskonferenz mit 120 Schülerinnen und

http://www.eiz-niedersachsen.de/news/2004-01/08c.htm
http://www.eiz-niedersachsen.de/
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kurz berichtet
Schülen im November in Hannover, an der aus jeder Schule
eine Delegation teilnahm.

Zuvor hatten sich die Schülerinnen und Schüler in einer
zweimonatigen Online-Phase in die Rolle eines Beitrittslands
bzw. in die eines EU-Organs - entweder des Europaparla-
ments, der Europäischen Kommission oder des EU-Minister-
rats - eingearbeitet. Verhandeln wie in der richtigen EU war
hier gefragt, zunächst allerdings per Internet. Die Mails
gingen hin und her. Schwierige Situationen mussten bewäl-
tigt werden und nicht alle Wünsche der Beitrittskandidaten
ließen sich erfüllen. Die Live-Abschlusskonferenz am 24.
November zeigte dann, dass wichtige Themen noch nicht
geklärt waren. Schließlich gelang es den Kandidatenländern
nach intensiven Nachverhandlungen, die drei EU-Organe am
Nachmittag zur Zustimmung zu bewegen. Damit steht auch
von Seiten der niedersächsischen Schülerinnen und Schüler
einem Beitritt der zehn mittel- und osteuropäischen Staaten
am 1. Mai 2004 nichts mehr im Wege.

Die Leiterin der Niedersächsischen Staatskanzlei, Dr.
Gabriele Wurzel würdigte das Europa-Engagement der
jungen Leute abschließend und überreichte den Delegatio-
nen Urkunden für ihre Teilnahme.

Die Projektdokumentation ist im Internet abrufbar unter
www.eiz-niedersachsen.de/eiz/jberichte-doku.htm.

Foto: Delegation des „EU-Ministerrates“ vom Humboldt-Gymnasium aus
Gifhorn bei der Abschlussveranstaltung des Planspiels „Meet Europe!“ am
24. November in Hannover.

Lernen und Studieren im Ausland

„Wer den europäischen Arbeitsmarkt erobern
möchte, sollte schon während der Schule und in
der Ausbildung Erfahrungen im Ausland sam-
meln,” sagte Dr. Godelieve Quisthoudt-Rowohl
(Foto), Mitglied des Europäischen Parlaments vor
den 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmern des
EIZ-Kongresses „Lernort Europa im Zeichen der Erweite-
rung” am 27. Oktober in Göttingen. „War es früher eine
lobenswerte Zusatzqualifikation, so geht heute vor allem für
Nachwuchskräfte großer Unternehmen kein Weg mehr daran
vorbei”, so die Europa-Abgeordnete. Von Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern international tätiger Unternehmen werde
sowohl ein guter Studienabschluss als auch Sprachkenntnis-
se, kulturelles Verständnis, Toleranz und Offenheit verlangt.

Infos zu „Lernen und Studieren im Ausland“:
- Deutscher Akademischer Austauschdienst

www.daad.de/ausland/index.html
- Internationale Weiterbildung und Entwicklung gGmbH

www.inwent.org
- Pädagogischer Austauschdienst der Kultusministerkonfe-

renz - www.kmk.org
Weiterführende Links unter www.links.eiz-niedersachsen.
de in der Rubrik „Politikfelder“. Zum Lernort-Kongress in
Göttingen ist eine Ausgabe des „Europa-Fokus Nieder-
sachsen“ erschienen, die im Internet unter www.europa-
fokus.de abgerufen werden kann.

Gleichstellung der Geschlechter im
EU-Verfassungsentwurf
Von neuen Impulsen zur Gleichstellung der Geschlechter im
EU-Verfassungsentwurf zu sprechen, wäre übertrieben. So
das Resümée der Veranstaltung „Europa in bester Verfassung
– Neue Impulse für die Gleichstellung der Geschlechter?” in
der Aula der Universität Göttingen am 27. November. Der
bisherige Status quo bleibt jedoch erhalten. In einigen Punk-
ten enthält der Entwurf sogar Verbesserungen, z.B. was die
Wahl der Kommissionsmitglieder angeht. Eine beide Ge-
schlechter berücksichtigende Liste soll dafür sorgen, dass
mehr Frauen Mitglied der Kommission werden. Außerdem
soll die Verfassung in geschlechtsneutraler Sprache abgefasst
werden. Gänzlich neu ist auch eine Bestimmung zur Bekäm-
pfung des Menschen- und damit insbesondere des Frauen-
handels. Die Europaabgeordnete Sylvia-Yvonne Kaufmann
hat eine Übersicht  erstellt, die die Vorschläge des Europäi-
schen Konvents mit den Regelungen des EU-Vertrages von
Nizza vergleicht. Mehr dazu im Internet unter www.eiz-nie-
dersachsen.de/news/2003-11/27h.htm. Organisiert hatten
die Veranstaltung die Frauenbeauftragten der Universität
Göttingen, der Stadt und des Landkreises Göttingen sowie
das EIZ Niedersachsen.

Erweiterungsland Bulgarien

Bulgarien ist zwar bei der im Mai bevorstehenden Erweite-
rung der EU noch nicht dabei – die EU-Kommission geht der-
zeit von einem Beitritt in 2007 aus, aber schon jetzt versu-
chen bulgarische Organisationen Kontakte zu den „alten”
Mitgliedstaaten der EU aufzubauen. Das erfuhren die Teil-
nehmerinnen einer Studienreise nach Sofia im September
letzten Jahres, die das Bildungszentrum Jagdschloss Göhrde
organisiert hatte. Deutschland liegt in Bulgarien traditionell
hoch im Kurs, in der Schule ist Deutsch die zweite Fremd-
sprache und zahlreiche Bulgarinnen und Bulgaren haben in
den 70er und 80er Jahren in der DDR studiert. Die Reise-
gruppe brachte folgende Kontaktwünsche mit:
- Gender-Project for Bulgaria: Die Stiftung arbeitet seit

1995 mit Unterstützung von internationalen Organisatio-
nen. Schwerpunkte: Existenzgründung von Frauen, häusli-
che Gewalt, Frauen in die Politik - insbesondere Roma-
Frauen, Gender und Medien.

- Nationales bulgarisches Komitee „Frauen und Wissen-
schaft”: Die Wissenschaftlerinnen haben sich vor zwei Jah-
ren anlässlich der EU-Inititative „Women in Science” zusam-
mengefunden.  Interesse besteht vor allem an Kontakten
im Bereich Gender Studies.

- Bulgarian Chamber of Commerce and Industry ist
neben Kontakten zu deutschen IHK’s auch daran interes-
siert, sich an Kooperationsbörsen für Unternehmen zu
beteiligen.

- Auftrittsmöglichkeiten für Musik-, Folklore- und Volks-
tanzgruppen sucht das Kulturamt der Hauptstadt Sofia.

Das Projektbüro in Sofia des Instituts für internationale
Zusammenarbeit des Deutschen Volkshochschulverbandes
kann beim Kontaktaufbau helfen. Weitere Infos beim EIZ
Niedersachsen: Monika.Wolff@eiz-niedersachsen.de.
Infos über Bulgarien unter www.europa-wird-bunter.de.

http://www.eiz-niedersachsen.de/eiz/jberichte-doku.htm
http://www.eiz-niedersachsen.de/news/2003-11/27h.htm
http://www.eiz-niedersachsen.de/news/2003-11/27h.htm
http://www.daad.de/ausland/index.html
http://www.inwent.org/
http://www.kmk.org/
http://www.links.eiz-niedersachsen.de/
http://www.europa-fokus.de/
http://www.europa-fokus.de/
http://www.europa-wird-bunter.de/
http://www.eiz-niedersachsen.de/
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Tipps Veranstaltungsübersicht

Infokampagne zur Europawahl 2004

Im Beisein der Presse startete der niedersächsische Minister-
präsident Christian Wulff am 5. Dezember gemeinsam mit
niedersächsischen Europaabgeordneten in Hannover die In-
formationskampagne des Landes zur Europawahl 2004.
Zwischen Januar und April laufen unter dem Motto „EUROPA
– eine gute Wahl” zahlreiche Aktionen: So tourt der Europa-
Info-Bus des EIZ durch niedersächsische Städte und Gemein-
den und informiert über die Europawahl. Speziell um die Zu-
kunft in der erweiterten Europäischen Union geht es in den
vier Talkrunden mit niedersächsischen Europaabgeordneten
in Lüneburg, Vechta, Wolfsburg und Hannover. Außerdem
organisieren zahlreiche niedersächsische Volkshochschulen
gemeinsam mit dem EIZ Vorträge, Lesungen und Infoveran-
staltungen zur Wahl, zum europäischen Verfassungsvertrag
und zur europäischen Außen- und Sicherheitspolitik.

Mit der Kampagne will Niedersachsen dazu beitragen,
die Wahlbeteiligung zu erhöhen. Sie lag bei der letzten
Europawahl 1999 im Bundesgebiet bei nur 45,2 Prozent.
Niedersachsen hat als erstes Bundesland eine solche Info-
Kampagne zur Europawahl 2004 gestartet. Die Wahl zum
Europäischen Parlament findet am 13. Juni 2004 statt.

Pressekonferenz am 5. Dezember (von links nach rechts):
EIZ-Leiterin Bettina Raddatz, die Europaabgeordneten Bernd Lange, Hans-
Peter Mayer, Ewa Klamt, Ministerpräsident Christian Wulff und die Europa-
abgeordnete Godelieve Quisthoudt-Rowohl.

Informationen rund um die Europawahl:
- im Europawahl-Special des EIZ unter www.epwahl.de,
- im Faltblatt „EUROPA - eine gute Wahl“, herausgegeben

vom EIZ und vom Landesamt für Statistik,
- im „Europa-Event-Kalender Niedersachsen“ unter

www.event.eiz-niedersachsen.de.

02.02.2004 - 19 Uhr - Lüneburg
Unsere Zukunft in einer erweiterten EU
Podiumsdiskussion zur Europawahl 2004 mit Europaabge-
ordneten und weiteren Gästen im Rathaus der Stadt Lüne-
burg (Huldigungssaal). Moderation: Landeszeitung für die
Lüneburger Heide.

26.02.2004 - 20 Uhr - Delmenhorst
Die Zukunft der Europäischen Union:
Europa auf dem Weg zu einer Verfassung
Vortragsveranstaltung. Auftakt zu einer gemeinsamen Veran-
staltungsreihe des EIZ Niedersachsen und der VHS Delmen-
horst zur EU-Erweiterung.
Infos auch unter www.vhs-delmenhorst.de

27./28.02.2004 - Delmenhorst
Die Zukunft der Europäischen Union:
Europa mit neuen Mitgliedern
Wochenendseminar der VHS Delmenhorst zur Erweiterung
der EU und zu deren Zukunft.
Infos auch unter www.vhs-delmenhorst.de

01.03.2004 - 19 Uhr - Vechta *
Unsere Zukunft in einer erweiterten EU
Podiumsdiskussion zur Europawahl 2004 mit Europaabge-
ordneten und weiteren Gästen. Moderation: Oldenburgische
Volkszeitung.

15.03.2004 - 19 Uhr - Hannover *
Unsere Zukunft in einer erweiterten EU
Podiumsdiskussion zur Europawahl 2004 mit Europaabge-
ordneten und weiteren Gästen. Moderation: Hannoversche
Allgemeine Zeitung.

18.03.2004 - 18 Uhr - Delmenhorst
Europa im Aufbruch: Die Erweiterung der EU -
Chancen und Risiken
Diskussionsveranstaltung der VHS Delmenhorst zum Thema
EU-Erweiterung.
Infos auch unter www.vhs-delmenhorst.de

26.04.2004 - 15 Uhr - Wolfsburg
Unsere Zukunft in einer erweiterten EU
Podiumsdiskussion zur Europawahl 2004 mit Europaabge-
ordneten und weiteren Gästen auf dem Gelände der Landes-
gartenschau. Moderation: Wolfsburger Allgemeine Zeitung.

* Genauer Veranstaltungsort steht noch nicht fest.

Nähere Infos zu diesen und weiteren Veranstaltungen im
Internet unter www.event.eiz-niedersachsen.de und zur
Europawahl 2004 auch unter www.epwahl.de.

Das EIZ Niedersachsen bietet in seinem Wahl-Special im In-
ternet aktuelle Nachrichten und Informationen rund um die
Europawahl 2004, z.B. zur Arbeit des Europäischen Parla-
ments, zu den niedersächsischen Europaabgeordneten, zum
Wahlrecht, zur Bedeutung der EU für Niedersachsen sowie
weiterführende Links.

http://www.epwahl.de/
http://www.event.eiz-niedersachsen.de/
http://www.vhs-delmenhorst.de/
http://www.vhs-delmenhorst.de/
http://www.vhs-delmenhorst.de/
http://www.event.eiz-niedersachsen.de/
http://www.epwahl.de/

